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Antrag 
 
der Fraktion der FDP 
 

Entschließungsantrag 
 
Schleswig-Holstein soll Vorreiter in der palliativmedizinischen Versorgung 
werden 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
I. Der Schleswig-Holsteinische Landtag stellt fest, dass Deutschland im weltwei-

ten Vergleich nach wie vor „Entwicklungungsland“ auf dem Gebiet der 
schmerzstillenden (palliativmedizinischen) Versorgung sowie der Forschung 
und Lehre in diesem Bereich ist.  
 

II. Der Schleswig-Holsteinische Landtag setzt sich deshalb dafür ein, palliativ-
medizinische Angebote zu einem Bestandteil der flächendeckenden Regel-
versorgung zu machen. Dabei soll die Schaffung von 50 Palliativbetten auf ei-
ne Million Einwohner, und damit die Angleichung an den internationalen Stan-
dard, für die mittelfristige Planung in Schleswig-Holstein als Richtschnur die-
nen.  

 
Er fordert deshalb die Landesregierung dazu auf, hierzu folgende Maßnahmen zu 
ergreifen: 

 
1. Förderung der palliativmedizinischen Forschung und Lehre in Schleswig-

Holstein durch die Einrichtung eines eigenen Lehrstuhls für Palliativmedizin 
und in Abstimmung mit den anderen Bundesländern eine Überarbeitung der 
Lehrinhalte im Bereich des humanmedizinischen Studiums. 
 

2. Änderung und Angleichung der Ausbildungsanforderungsprofile im Bereich 
der Kranken- und Altenpflege im Hinblick auf eine palliativmedizinische Pflege 
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und Schmerztherapie. 
 

3. Erarbeitung einer palliativmedizinischen Rahmenplanung aufgrund einer Be-
darfsanalyse unter Berücksichtigung der unterschiedlichen regionalen Versor-
gungsstrukturen. 
 

4. Landesweiter Ausbau einer palliativmedizinischen Versorgungsstruktur durch 
die Einrichtung von speziellen Palliativstationen an Krankenhäusern und der 
Förderung weiterer ambulanter und stationärer Hospizangebote.  
 

5. Verzahnung von ambulanten und stationären Einrichtungen im Bereich der 
palliativmedizinischen Pflege und Schmerztherapie. 
 

6. Einbringung einer Bundesratsinitiative, die eine bundesweit gültige Rechts-
grundlage für die Anerkennung von Patientenverfügungen und Vorsorgevoll-
machten schafft. 

 
 
 
 
 
 
Dr. Heiner Garg 
und Fraktion 
 
 


